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Fachliche Stellungnahme zum Entwurf eines 1. Unternehmensstatistikre-
formgesetzes; 
Schreiben vom 01.04.2026; Az.:  

Anlass/Hintergrund: 
Die Unternehmensstatistiken bilden die Basis zur Beobachtung der konjunktu-
rellen Entwicklung und der strukturellen Veränderung der Wirtschaft in den 
Bundesländern, in Deutschland sowie in Europa. Der vorliegende Gesetzent-
wurf zu den Unternehmensstatistiken gliedert sich grundsätzlich in zwei Teile. 
Zum einen sollen mit diesem Gesetz sowohl Forderungen nach einer Reduzie-
rung der Bürokratiebelastung der Wirtschaft aus dem Koalitionsvertrag der 
Bundesregierung vom April 2025 als auch die Beschlüsse im Zuge der Föde-
ralen Modernisierungsagenda vom Dezember 2025 umgesetzt werden. 
Zum anderen werden mit diesem Gesetz die Voraussetzungen für das Reform-
vorhaben des statistischen Verbundes „Neues System der Unternehmenssta-
tistik (kurz: SysdU)“ geschaffen. Die heutigen, historisch gewachsenen Unter-
nehmensstatistiken mit sehr unterschiedlichen Vorgehensweisen in den ein-
zelnen Wirtschaftsbereichen bringen eine Reihe von Herausforderungen mit 
sich, sowohl für den berichtspflichtigen Teil der Wirtschaft als auch für die Sta-
tistischen Ämter und nicht zuletzt für die Nutzer dieser Daten. Vor diesem Hin-
tergrund soll ein neues System der Unternehmensstatistiken aufgebaut wer-
den. Das Ziel besteht darin, ein kohärentes, effizientes und für die Wirtschaft 
belastungsarmes Statistiksystem zu schaffen, das zugleich in allen Bereichen 
und für alle Regionen repräsentative Ergebnisse gewährleistet. SysdU zielt da-
rauf ab, die Unternehmensstatistiken ganzheitlich neu zu gestalten. Allerdings 
wird die geplante Neukonzeption der amtlichen Unternehmensstatistiken das 
regionalstatistische Datenangebot verändern. Dabei werden bisher veröffent-
lichte und genutzte Datenangebote auch verringert und perspektivisch nicht 
mehr zur Verfügung stehen. Nur so kann ein Gleichgewicht zwischen einer 
Reduzierung von Berichtspflichten und einem qualitativ hochwertigen Daten-
angebot sichergestellt werden. 
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Gesetzesreglungen in den Artikeln 1 bis 6 sowie 9 und 101: 
Diese Regelungen des vorliegenden Gesetzentwurfs beinhalten im Grundsatz die im 
Rahmen der Überprüfung zum Rückbau nationaler Berichtspflichten identifizierten, kurz-
fristig umsetzbaren Streichungsvorschläge zur Entlastung der Wirtschaft von statisti-
schen Berichtspflichten, die über die EU-Anforderungen hinausgehen. Es ist vorgese-
hen, einige Erhebungen komplett zu streichen, bei weiteren Statistiken wird auf be-
stimmte Einheiten beziehungsweise (inhaltliche) Teile – wie z.B. Merkmale – verzichtet 
oder es wird die Periodizität verlängert. Die ersten Änderungen sollen zeitnah noch in 
diesem Jahr in Kraft treten, weitere Änderungen sind dann zum 1.1.2027 bzw. zum 
1.1.2031 vorgesehen. 
Aus fachlicher Sicht sind die im Zuge der Entlastung der Wirtschaft von statistischen 
Berichtspflichten geplanten Änderungen grundsätzlich in der statistischen Praxis um-
setzbar, werden jedoch zum Großteil zu Informationsverlusten für die Datennutzer füh-
ren. Daher müssen die einzelnen Vorschläge im Zuge einer Bürokratieentlastung der 
Wirtschaft von den Datennutzern, insbesondere den Kammern und Verbänden, beurteilt 
werden. 
Vor allem im Baugewerbe würde es ab Anfang 2027 zu einer Reduktion von Informatio-
nen für kleine Betriebe mit weniger als zwanzig Beschäftigten kommen, die bisher sowohl 
aus der Ergänzungserhebung im Bauhauptgewerbe (BHG) als auch aus der jährlichen 
Erhebung im Ausbaugewerbe (ABG) und bei Bauträgern gewonnen wurden. Diese Strei-
chungen zur Entlastung kleinerer Unternehmen führen somit zu weitreichenden Informa-
tionsverlusten. Für 90 Prozent der Unternehmen im sächsischen Bauhauptgewerbe so-
wie für 60 Prozent der Unternehmen im sächsischen Ausbaugewerbe wären dann ab 
dem kommenden Jahr keine detaillierten Brancheninformationen mehr verfügbar. Die 
jetzigen Zeitreihen im Baugewerbe könnten nicht weiter fortgeführt werden. Es ständen 
dann lediglich aus Verwaltungsdaten weiterhin Ergebnisse für Umsätze und für abhängig 
Beschäftigte (sozialversicherungspflichtig und geringfügig Beschäftigte) zur Verfügung. 
Diese beiden Quellen werden bekanntlich auch in anderen Wirtschaftsbereichen zur Ent-
lastung der Wirtschaft von Primärerhebungen seit Jahren genutzt. Wie bereits angeführt, 
müssen die o.g. Vorschläge im Zuge einer Bürokratieentlastung der Wirtschaft von den 
Datennutzern, bspw. dem Bauindustrieverband, beurteilt werden. Ergänzend ist anzu-
führen, dass mit diesen Entlastungsvorschlägen auch Ausgangsdaten für die VGR bzw. 
für die Erwerbstätigenrechnung wegbrechen, die dort im Zuge der Berechnungen nach 
ESVG 2010 sowie für die Einhaltung rechtsverbindlicher EU-Lieferverpflichtungen benö-
tigt werden. Daher ist es zwingend notwendig, im Rahmen des Reformvorhabens SysdU 
Wege zu finden, dass diese (vorübergehenden) Datenverluste später ohne zusätzliche 
Belastung der Wirtschaft ausgeglichen werden können. Aus fachlicher Sicht wären hier 
– auch mit Blick auf die o.g. Bedarfe von VGR/Erwerbstätigenrechnung – zeitnah „Zwi-
schenlösungen“ (z.B. der Übergang auf Stichprobenerhebungen) angezeigt, um eine vo-
raussichtlich vierjährige Datenlücke zu schließen. Letztlich wird eine zwischenzeitliche 
Entlastung auch bei Meldenden zu Irritationen führen. 

 
1 Hinweis: Die Artikel 6 und 10 werden im Folgenden nicht weiter bewertet, da diese zentral im Statisti-
schen Bundesamt durchgeführte Erhebungen betreffen, bei denen keine Regionalergebnisse veröffentlicht 
werden können. 
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Weitere Informationsverluste für die Datennutzer betreffen beispielsweise die Eingren-
zung des Erfassungsbereichs auf Marktproduzenten bei den Energieerhebungen lt. der 
EU-Vorgaben. In Sachsen wären dann künftig 9 von über 400 Wirtschaftseinheiten im 
Energiebereich nicht mehr berichtspflichtig. Auch wenn es sich hierbei nur um einen ver-
gleichsweise geringen Anteil handelt, bedarf es der Einschätzung der Datennutzer sowie 
einer Abwägung zwischen einer Reduzierung von Berichtspflichten und der Sicherstel-
lung eines ausreichenden Datenangebotes. Analog trifft dies auf die mit Artikel 9 vorge-
sehene Verringerung des Berichtskreises in der Beherbergungsstatistik zu. Damit wird 
die Verwendbarkeit dieser statistischen Ergebnisse auf kommunaler Ebene für die Tou-
rismusplanung eingeschränkt. 
Als weitere Entlastungsmaßnahmen für die Wirtschaft sieht der Gesetzentwurf vor, dass 
die sog. Existenzgründerregelung erweitert wird, so dass sich Existenzgründer künftig in 
den ersten drei Jahren nach Unternehmensgründung von Berichtspflichten auf Antrag 
befreien lassen können. Dies ist unkritisch zu sehen. Dagegen wird der vorgesehene 
Wegfall des Merkmals „Umsatzsteuer“ in Strukturerhebungen zu Schwierigkeiten bei der 
Registerführung in den Statistischen Ämtern führen. Soweit ein Unternehmen zu einem 
steuerlichen Organkreis gehört, liegen den Statistikämtern aus den Verwaltungsdaten 
der Finanzverwaltung keine Umsatzangaben vor, die im Zuge des sog. Organkreis-
schätzverfahrens und für eine korrekte Größenklassenzuordnung benötigt werden. Im 
Sinne der Vermeidung von Qualitätsverlusten sollte vorerst auf diese Streichung verzich-
tet werden, wobei im Rahmen von SysdU adäquate Lösungen gefunden werden müssen. 
 
Gesetzesreglungen in den Artikeln 7 und 8: 
Mit diesen beiden Artikeln werden aktuelle Regelerfordernisse für die amtliche Statistik 
in Deutschland umgesetzt. Dies betrifft zum einen (Artikel 7) die Streichung der unprak-
tikablen Löschvorgabe in § 6 Verdienststatistikgesetz (VerdStatG), die heute die Analyse 
von mehrjährig unterbrochenen Verdienstverläufen verhindert sowie die Möglichkeiten 
zur empirischen Forschung anhand historischer Datensätze einschränkt. Zum anderen 
wird mit der in Artikel 8 vorgesehenen Änderung des Verwaltungsdatenverwendungsge-
setzes (VwDVG) sowohl die Übermittlung der bundeseinheitlichen Wirtschaftsnummer 
für Unternehmen an das Statistische Bundesamt für Statistikzwecke zugelassen – was 
künftig zu Effizienzgewinnen im statistischen Unternehmensregister führen wird – als 
auch die Bereitstellung von Daten für wissenschaftliche Zwecke ermöglicht. 
 
Reformvorhaben „Neues System der Unternehmensstatistik (SysdU)“ – Artikel 11: 
Der Artikel 11 des vorliegenden Gesetzentwurfs, das sog. SysdU-Vorbereitungsgesetz 
(SysdUVorbG), dient der grundsätzlichen methodischen und organisatorischen Vorbe-
reitung des Reformvorhabens des statistischen Verbundes „Neues System der Unter-
nehmensstatistik (kurz: SysdU)“, mit dem ein methodisch ganzheitliches System der Un-
ternehmensstatistiken in Deutschland geschaffen werden soll. 
Um die Entlastung der Unternehmen durch eine Reduzierung der Befragungen zu er-
möglichen, sind komplexe neue Verfahren in der amtlichen Statistik einzuführen. Zur 
präzisen Abschätzung von Ergebniseffekten der jetzigen konzeptionellen Vorstellungen 
sind vor dem Übergang auf das neue System der Unternehmensstatistiken 
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übergangsweise konkrete Befragungen notwendig. Daher sollen in diesem und im 
nächsten Jahr gezielt Testerhebungen bei komplexen Unternehmen – allerdings lediglich 
auf freiwilliger Basis auf der Grundlage der Regelungen in § 7 BStatG – durchgeführt 
werden. Bzgl. des geplanten Verzichts auf eine Auskunftspflicht bei diesen Tests ist an-
zumerken, dass sich auch eine ausreichende Anzahl an Unternehmen aus allen Wirt-
schaftszweigen an diesen Tests beteiligen muss, um zu aussagekräftigen Testergebnis-
sen zu kommen.  
Diese Testerhebungen dienen zum einen der Untersuchung der Praktikabilität des Un-
ternehmens gemäß EU-Einheitenverordnung (EWG) Nr. 696/93 als neue Beobachtungs-
einheit für die künftigen statistischen Erhebungen. Hierbei soll geprüft werden, ob es 
möglich ist, flächendeckend für komplexe Unternehmen konsolidierte Daten über alle 
zugehörigen rechtlichen Einheiten bis hin zu aussagekräftigen, regional zuordenbaren 
Angaben für die einzelnen Niederlassungen zu erheben. Die Verfügbarkeit der zuletzt 
genannten Regionalinformationen ist sowohl für die regionale Wirtschaftsanalyse als 
auch für die regionale VGR (einschl. Erwerbstätigenrechnung) essentiell. Sie stellt ein 
entscheidendes Kriterium für die spätere Umsetzbarkeit der jetzigen konzeptionellen 
Vorstellungen dar bzw. wird ggf. eine Fortschreibung der Konzepte erfordern. 
Mit einer Befragung bei Unternehmen lt. EU-Definition soll zugleich ein spürbarer Beitrag 
zur Entlastung der Wirtschaft geleistet werden, da damit weniger Einheiten befragt wer-
den müssen (Stichwort: weniger Kontakte). Ferner wird man aus den Tests ableiten kön-
nen, welcher zeitlicher Aufwand für die einzelnen Aufgaben benötigt wird. Dies dient 
ebenso dem Bürokratieabbau, wie das Identifizieren weiterer Digitalisierungspotentiale. 
Nach Abstimmung der zu meldenden Merkmale mit den im betrieblichen Rechnungswe-
sen vorliegenden Angaben sollen die Melder künftig ihre Daten im großen Stil weitge-
hend automatisiert über entsprechende IT-Schnittstellen – in Weiterentwicklung des heu-
tigen e.CORE-Meldeverfahrens – ohne zusätzlichen manuellen Bearbeitungsaufwand 
der amtlichen Statistik bereitstellen können. Darüber hinaus soll die Belastung im künfti-
gen System reduziert werden, indem für die Erhebungen – soweit wie möglich – bereits 
verfügbare Daten (u.a. „Verwaltungsdaten“) nach dem Once-Only-Prinzip bei der Ergeb-
nisproduktion Berücksichtigung finden. 
Entsprechend § 2 SysdUVorbG ist geplant, dass das Statistische Bundesamt im Beneh-
men mit den Statistischen Ämtern der Länder das neue System der Unternehmenssta-
tistik methodisch vorbereitet und die o.g. Testerhebungen unter Beteiligung der Landes-
ämter durchführt. Hier wäre im Gesetzestext eine stärkere Verankerung der Statistischen 
Ämter der Länder angezeigt, denn ohne zusätzliche Ressourcen für diese Übergangszeit 
sind einer aktiven Beteiligung der Landesämter an den Tests, die gerade mit Blick auf 
ein künftiges regionales Datenangebot essentiell sind, kapazitätsmäßig zz. sehr enge 
Grenzen gesetzt. Dies zeigt auch die kürzlich erfolgte Kapazitätsumfrage des Statisti-
schen Bundesamtes bei den Statistischen Landesämtern.  
Mit Blick auf das Once-Only-Prinzip ist festzuhalten, dass das Potenzial bereits vorhan-
dener Daten aktuell durch die amtliche Statistik nicht umfassend nutzbar ist, da der Da-
tenzugang nationalen rechtlichen Beschränkungen unterliegt. Daher werden die Rege-
lungen in den §§ 3, 4 und 5 des SysdUVorbG zur Übermittlung, Zusammenführung und 
zweckgebundenen Verarbeitung von zusätzlichen Daten an das Statistische Bundesamt 
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ausdrücklich begrüßt. Diese Daten sind auf die Nutzbarkeit für die amtliche Statistik und 
damit auf die konkrete Entlastungsmöglichkeiten für Unternehmen zu überprüfen. 
Bei diesen Datenquellen handelt es sich zum einen um den „Bundesanzeiger“, der im 
Bereich Rechnungslegung/Finanzberichte unter anderem Jahresabschlüsse (Einzel- 
und Konzernabschlüsse) enthält. Diese Daten könnten für die Unternehmensstatistiken 
von hoher Bedeutung sein, da Merkmale, die in den amtlichen Unternehmensstatistiken 
erfragt werden, bereits in der externen Rechnungslegung der Unternehmen und somit in 
den Jahres- und Konzernabschlüssen zu finden sind und daher ggf. künftig nicht mehr 
primärstatistisch erhoben werden müssen. Aus fachlicher Sicht wird empfohlen, dass die 
Datenübermittlung zum Stichtag 31.12. eines Jahres erfolgen sollte. Auch reicht eine 
einmalige Datenlieferung, wie in Abs. 1 vorgesehen, nicht aus, um die Datenqualität um-
fassend beurteilen zu können. Daher wären – auch mit Blick auf die anstehenden Tests 
– mindestens zwei Datenlieferungen seitens des Bundesanzeigers unerlässlich. Dies 
würde zudem einen Vergleich zwischen den Jahren, z.B. ob die Daten verlässlich jedes 
Jahr in derselben Qualität vorliegen, ermöglichen. Erst danach kann beurteilt werden, ob 
diese Daten den Qualitätskriterien der amtlichen Statistik genügen. 
Zum anderen werden als zu untersuchenden Datenquellen die Entgeltdaten der Bunde-
sagentur für Arbeit sowie das Transparenzregister angeführt. Letzteres enthält Angaben, 
u.a. zu Kontroll- und Eigentümerbeziehungen zwischen rechtlichen Einheiten (juristische 
und natürliche Personen), die zur Qualitätssicherung und Vervollständigung der im Sta-
tistischen Unternehmensregister enthaltenen Informationen geeignet sein könnten. Aus 
fachlicher Sicht wäre – wie oben bereits dargelegt – auch bei diesen Quellen angezeigt, 
dass Daten für mindestens zwei Berichtsjahre übermittelt werden können (vgl. Begrün-
dung oben). Zudem bedingt die Untersuchung der neuen Datenquellen eine aktive Be-
teiligung der Statistischen Landesämter, was im Gesetz dann auch so vorgesehen wer-
den sollte.  
 
Abschließende Anmerkungen zum Reformvorhaben SysdU 
Das Reformvorhaben SysdU wird seitens des Statistischen Landesamtes des Freistaa-
tes Sachsen ausdrücklich unterstützt. Aufgrund der praktischen Erfahrungen in der sta-
tistischen Arbeit ist es unter den heutigen Gegebenheiten dringend angezeigt, ein neues, 
ganzheitliches Statistiksystem zu schaffen, mit dem kohärent, effizient und für die Wirt-
schaft belastungsarm für alle Bereiche und für alle Regionen repräsentative Ergebnisse 
für die Entscheidungsträger in Politik, Verwaltung und Wirtschaft sowie für die Wissen-
schaft bereitgestellt werden können. 
Die geplanten Tests und Machbarkeitsstudien im Rahmen der Vorbereitung von SysdU, 
die bereits in diesem Jahr starten werden, sind mit zusätzlichen Aufwendungen in den 
Statistischen Ämtern verbunden. Ohne kurzfristig verfügbare zusätzliche Ressourcen ist 
eine Beteiligung des Statistischen Landesamtes des Freistaates Sachsen daran aller-
dings nur im begrenzten Umfang möglich, da parallel die laufenden statistischen Produk-
tionsprozesse abgesichert werden müssen.  
Dem mit der späteren Umsetzung von SysdU verringerten dauerhaften Aufwand für die 
Wirtschaft durch die Streichung von Erhebungen wird jedoch ein entsprechender Mehr-
aufwand in den Statistischen Ämtern durch die komplexere Aufbereitung der Angaben 
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aus unterschiedlichen Datenquellen im Rahmen von SysdU entgegenstehen. Zudem 
werden im Vergleich zu heute mehr Schätzverfahren gepflegt und permanent weiterent-
wickelt werden müssen. Insgesamt wird die Qualitätssicherung im neuen System damit 
in ihrer Komplexität zunehmen. Damit werden sich insbesondere die qualitativen Anfor-
derungen an die in den Ämtern tätigen Statistikerinnen und Statistiker spürbar erhöhen, 
was es bei der Personal- und Haushaltplanung in den kommenden Jahren entsprechend 
zu berücksichtigen gilt. Außerdem wird im Zuge von SysdU das Unternehmensprofiling 
und die Zusammenarbeit mit Unternehmensgruppen dauerhaft deutlich ausgeweitet wer-
den müssen, u.a. um die im Profiling ermittelten Abgrenzungen der Unternehmen zu 
verifizieren und Datenverluste bei Änderungen der Unternehmensstrukturen zu vermei-
den. Auch diese Aspekte gilt es bei der künftigen Personalplanung strikt zu beachten, 
was auch auf der Länderebene eine adäquate Ressourcenausstattung gemäß Code of 
Practice für europäische Statistiken bedingt. 
 

 


